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In einem Jahrwählt die Schweiz
ein neues Parlament. Zeit für
eine Zwischenbilanz. Nach den
heimlichenHelden, den schärfs-
ten Konkurrenten, den gröss-
ten Erfolgen und herbsten Nie-
derlagen im ersten Teil (Ausga-
be von gestern) fragen wir im
zweiten Teil: Wer konnte sich in
den letzten drei Jahren im Bun-
deshaus durchsetzen,wer hat an
Einfluss verloren? Und welche
Partei muss die schmerzhaftes-
ten Abgänge verkraften? Einge-
flossen sind auch Einschätzun-
gen von zwei bekannten Poli-
tikwissenschafterinnen: Sarah
Bütikofer von GFS Bern und Ra-
hel Freiburghaus von derUniver-
sität Lausanne.

Die Aufsteiger

—Pascal Schmid,
SVP-Nationalrat

DerThurgauer sitzt erst seit De-
zember 2023 imNationalrat und
gehört bereits zu den führenden
Stimmen in derMigrations-, EU-
und Asylpolitik. Schnell wurde
auch Pascal Schmids Gegnern
klar, weshalb die SVP ihr wich-
tiges Asyldossier dem Neuling
im Nationalrat anvertraut hat.
Der ehemalige Präsident des
Bezirksgerichts Weinfelden be-
herrscht dieses bis ins kleins-
te Detail, auch Politologin Sa-
rah Bütikofer lobt ihn als dos-
sierfest. Die neuen EU-Verträge
wertet er nicht wie andere in
seiner Partei pauschal ab, son-
dern er kann juristische Schwä-
chen und Unklarheiten, die sich
für die Steuerung der Zuwande-
rung ergeben, genau benennen.
Schmid hat sich zummarkantes-
ten Gegenspieler vonAsylminis-
ter Beat Jans entwickelt. Und er
wird als möglicher Kandidat für
die Nachfolge von Guy Parmelin
gehandelt.

—Gianna Luzio (Mitte),
Bakom-Direktorin
Die ambitionierteMitte-General-
sekretärin war schon kurz nach
den letzten nationalen Wahlen
in einen heftigen parteiinternen
Konflikt verwickelt. Er brachte
nicht nurKritik an Gianna Luzios
Führungsstil an die Öffentlich-

keit, sondern zeigte,wie gespal-
ten die Mitte-Partei trotz ihres
neuen Namens nach wie vor ist:
Auf der einen Seite dieModerni-
sierer um Luzio und den dama-
ligen Präsidenten Gerhard Pfis-
ter, die in den StädtenWähler ge-
winnenwollten.Auf der anderen
Seite die konservativen Schwer-
gewichte im Ständerat, die nicht
bereit sind, sich einer Parteilinie
zu unterwerfen. Auf dem Höhe-
punkt des Konflikts kündigte
Luzio ihren Rücktritt an. Wenig
später machte SVP-Bundesrat
Albert Rösti sie zur neuen Direk-
torin des Bundesamts für Kom-
munikation. Nun ist sie für die
neue SRG-Konzession zuständig.
Innert dreier Jahre von der Buh-
frau der Mitte-Partei zum Spit-
zenjob in der Verwaltung – ein
ziemlich steiler Aufstieg.

—SarahWyss,
SP-Nationalrätin
Ihre zweite Amtszeit in Bern be-
gann die ehemalige Basler Juso-
Chefinmit einem prestigeträch-
tigen Amt: Als Präsidentin der
Finanzkommission war sie om-
nipräsent in den harten Diskus-
sionen ums Budget, um Armee-
gelder, die Sparpakete und die
Finanzierung der 13.AHV-Rente.
Wyss erledigte den anspruchs-
vollen Job souverän und gehört
mittlerweile zu den Schwerge-
wichten der SP im National-

rat. Sie wurde in dieser Legisla-
tur auch Mutter. Um möglichst
nichts zu verpassen, nahm sie
ihren Sohn schon nachwenigen
Monaten mit ins Bundeshaus.

—Bettina Balmer,
Präsidentin FDP-Frauen

Die Kinderchirurgin aus Zürich
scheut sich nicht, Dinge anzu-
packen. Und sie nimmt kein
Blatt vor den Mund. Zwei Jah-
re nach ihrer Wahl in den Nati-
onalrat hat sie letztes Jahr das
Präsidiumder FDP-Frauen über-
nommen – als Nachfolgerin der
neuen Partei-Co-Präsidentin Su-
sanne Vincenz-Stauffacher. Sie
kämpfte im Namen der bürger-
lichen Frauen erfolgreich gegen
dieVolksinitiative «Keine 10-Mil-
lionen-Schweiz» der SVP.

—Farah Rumy,
SP-Nationalrätin

Sie ist eine Newcomerin der
Wahlen 2023, die parteiintern
sehr schnell aufgestiegen ist: Fa-
rah Rumy wurde von der SP als
zweite Vizepräsidentin des Na-
tionalrats eingesetzt. Es ist also
vorgespurt, dass die Solothur-
nerinmit sri-lankischenWurzeln
in zwei Jahren die erste obers-
te Schweizerin mit Migrations-
hintergrundwird. Damit gehöre
Rumy definitiv zu den Aufstei-
gerinnen der letzten drei Jahre,
sagt Bütikofer.

Die Absteiger

—Viola Amherd,
Alt-Bundesrätin (Mitte)
Im Nachhinein hat die Wut, mit
der die damalige Bundesrätin
Ende Februar 2025 sämtlicheAr-
meeberichte auf denTisch knall-
te, noch eine ganz andere Bedeu-
tung. Wie die Öffentlichkeit in-
zwischendankderUntersuchung
der Geschäftsprüfungskommis
sion weiss, war Viola Amherd
schondamals klar, dass es keinen
Fixpreis für den F-35-Kampfjet
gebenwird.Die erste Frau an der
Spitze desVerteidigungsdeparte-
ments hatte zuvormehrere Jahre
lang darauf beharrt, dass keine
Mehrkosten drohenwürden.Am-
herds Ansehen als Bundesrätin
hat seit ihrem Rücktritt stark ge-
litten. Siewird nichtmehrprimär
als jene Verteidigungsministerin
in die Geschichte eingehen, wel-
che die Volksabstimmung über
den Kauf neuer Kampfjets ge-
wann. Sondern als jene Bundes-
rätin, unter der sich die Schweiz
dem Irrglauben hingab, als ein-
ziges Land derWelt von den USA
Spezialbedingungen für die F-35
zu erhalten.

—Andreas Glarner,
SVP-Nationalrat

DerAargauerHardliner trieb die
Öffentlichkeit jahrelangmit sei-
nen Provokationen vor sich her
(«Stacheldraht umdie Schweiz»)
und beherrschte das Spiel mit
der Aufmerksamkeit. Doch in
dieser Legislatur ist die Stim-
mung gekippt: Andreas Glarner
verlor nicht nur das Asyldossier
innerhalb der SVP. Nachdem er
eine Aargauer Mitte-Politikerin
im Internet an den Pranger ge-
stellt hatte,wurden selbst in der
SVPRücktrittsforderungen laut.
Fürdas Erstellen einesDeepfake-
Videos von Grünen-Nationalrä-
tin Sibel Arslan wurde er verur-
teilt. Bevor er kürzlich per Ende
2026 seinen Rücktritt angekün-
digt hat,war Glarner nicht mehr
wegen politischer Forderungen
in den Schlagzeilen, sondern
wegen seiner Nebentätigkeit als
Thermomix-Berater.

—Daniel Jositsch,
parteiloser Ständerat
Diese Trennung war nur noch
eine Frage der Zeit. Nachdem
die Zürcher SP im vergangenen
Sommer entschieden hatte, dass
Jositsch nichtmehr für den Stän-
derat nominiert werden kann,
verliess er die Partei. Jetzt poli-
tisiert der Ständerat als Parteilo-
ser. Nach den nächstenWahlen,
zu denen er antretenwill,werde
er eine n eue Fraktion suchen,

sagte Jositsch, im Vordergrund
stünden die Mitte oder die FDP.
Mit seinen Auftritten in rechten
Podcasts ging er jedoch eher in
diesemMilieu auf Stimmenfang.
Allerdings passt Jositsch längst
in keine politische Schublade
mehr: Aktuell setze er sich auch
stark für die Interessen seines
Kantons Zürich ein und politi-
siere bei den EU-Verträgen ge-
gen die SVP, ergänzt Bütikofer.

—Die Grünliberalen
Zugegeben, das war keine einfa-
che Ausgangslage für die Grün-
liberalen: Arg dezimiert muss-
ten sie nach den letzten Wahlen
in die neue Legislatur starten.
Die Partei reagierte darauf – gar
nicht. «Man nimmt die Grün
liberalen kaummehrwahr», sagt
Rahel Freiburghaus. Die weni-
gen im Parlament verbliebenen
Leute seien relativ blass geblie-

ben – selbst in diesem Hitze-
sommer, so die Politologin.Wäh-
rend Grünen-Präsidentin Lisa
Mazzone seit Monaten auf allen
Kanälen präsent ist, hört man
von GLP-Präsident Jürg Grossen
(Bild) kaumetwas.Dabeiwäre die
Ausgangslage eigentlich perfekt:
Die Gesellschaft dürstet nachver-
nünftigen,wirtschaftskompatib-
len Lösungen, um den Klima-
wandel aufzuhalten.

—Markus Ritter,
Mitte-Nationalrat
Markus Ritter scheiterte bei der
Bundesratswahl krachend gegen
Martin Pfister, einen (damals)
fast unbekannten Regierungs-
rat aus Zug.Der geschickteMehr-
heitsbeschaffer hat sich über die
Jahre schlicht zu viele Feinde ge-

macht. Als Bauernpräsident ist
Ritters Macht allerdings unge-
brochen, so handelte er jüngst
in der Parlamentsdebatte zum
Mercosur-Abkommen 500Milli-
onen für die Landwirtschaft aus.
Das sei als Comeback zuwerten,
findet Sarah Bütikofer.Allerdings
könnte es ihn auch eine einfluss-
reiche Partnerschaft kosten: die
Geld-Gülle-Allianzmit denWirt-
schaftsverbänden. Letztere fan-
den sein Powerplay garnicht gut.

Die schmerzhaftesten
Abgänge

—Aline Trede, Balthasar
Glättli undweitere Grüne
Die Grünen kämpfen mit einem
besonderen Phänomen: Ihre pro-
filiertesten Köpfe haben das na-
tionale Parlament verlassen, um
in ihremKanton oder ihrer Stadt
zu regieren.AlineTrede (Bild) ist
Regierungsrätin in Bern gewor-
den, Balthasar Glättli Stadtrat in

Zürich, CélineVara Staatsrätin in
Neuenburg, und NicolasWalder
Regierungsrat in Genf. Nun will
auch die neue Fraktionschefin
Greta Gysin Staatsrätin im Tes-
sinwerden.Aus der Sicht der fak-
tischen Berufspolitikerinnen ist
das verständlich – für die Partei
ist es zumindest zweischneidig.
Nach den Sitzverlusten von 2023
habe die Partei nun auf Bundes-
ebene zusätzlich viel Erfahrung
und institutionellesWissen ver-
loren, sagt Bütikofer.

«Präsidentin Lisa Mazzone
muss eine neue Generation auf-
bauen», so Bütikofer. Auch sie
tut das nicht aus demParlament,
sondern von aussen: Mazzo-
ne (Bild) wurde vor drei Jahren
als Ständerätin nicht wiederge-
wählt. Im Hitzesommer schaff-
te sie es mit einer Mischung
aus Provokation und inhaltli-

chen Vorschlägen, die Grünen
wieder stärker ins Gespräch zu
bringen. Ob die Wirkung bis zu
den Wahlen anhalte, sei frag-
lich, sagt Freiburghaus: «So zy-
nisch es klingen mag, es wird
noch einmal auf den nächs-
ten Sommer ankommen.» Die
Forschung zeige, dass Hitze
ereignisse höchstens eineinhalb
Jahre nachhallten.

—Nationalrätin Maja Riniker
und Nationalrat
Andri Silberschmidt, FDP
Was die Grünen erlebten, droht
in geringerem Ausmass bald
auch der FDP. Mit der Aargauer
Nationalrätin Maja Riniker und
dem Zürcher Nationalrat Andri
Silberschmidt kandidieren gleich
zwei Aushängeschilder der Par-
tei fürKantonsregierungen.Rini-
ker profilierte sich als souveräne
Nationalratspräsidentin, Silber-
schmidt gilt als grosser Hoff-
nungsträger der Freisinnigen für
höhereWeihen.

Die Auf- und Absteiger in Bundesbern
Parteienbilanz – Teil 2 Ein Jahr vor denWahlen: Das sind die vielversprechendsten Newcomer – und die Verlierer.

Pascal Schmid
hat sich zum
markantesten
Gegenspieler
von Asylminister
Jans entwickelt.

Viola Amherds
Ansehen
als Bundesrätin
hat seit ihrem
Rücktritt
stark gelitten.
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30 Jahre lang lebte Beatrice H.
(Name geändert) in ihrem Ein-
familienhaus in Chêne-Bouge-
ries GE, einer der reichsten Ge-
meinden der Schweiz.Auf Druck
ihrer Bank musste die 64-jähri-
geArchitektin nun ihrEigenheim
verkaufen, obwohl sie eine lang-
jährige Kundin war und bei der
Zahlung der Hypothekarzinsen
nie im Rückstand lag. Zum Ver-
hängnis wurde der Hauseigen-
tümerin eine Einkommensein-
busse wenige Jahre vor der Pen-
sionierung.

IhrFall steht stellvertretend für
einPhänomen,das inderSchweiz
neu ist. «Die Zürcher Bank, bei
der ich meine Hypothek hatte,
zeigte sich unerbittlich», erzählt
die Genferin. Ihr Fall zeigt, wie
schnell man im Alter mit dem
Eigenheim in Schwierigkeiten
geraten kann.

Die Architektin hatte die be-
treffende Villa mit sechs Schlaf-
zimmern im Jahr 1998 für 1 Mil-
lion Franken erworben. Diesen
Sommermusste sie dasAnwesen
verkaufen– für4MillionenFran-
ken. Ihre Belehnung lag mit ei-
ner Hypothek von 810’000 Fran-
ken bei nur 20 Prozent. Das
Problemwar jedochnicht dieHy-
pothek, sonderndasEinkommen
der Genferin, das in den letzten
Jahren stark eingebrochen war:
«Ein Kunde bezahlte seine Rech-
nungen nicht, und während der
Pandemie musste ich mein Büro
schliessen», erzählt sie.

Finma-Vorgabenwurden
ihr zumVerhängnis
Früher verdiente Beatrice H. in
ihrem Hauptberuf als Architek-
tin 7000 Frankenmonatlich und
erwirtschaftete zusätzlich etwa
9000 Franken mit der Vermie-
tung von Zimmern auf Airbnb.
«Einige Jahre vor der Pensionie-
rung ist mein Einkommen um
rund 30 Prozent zurückgegan-
gen», sagt sie. Bis heute ist sie
zusätzlich als Schadenexpertin
für Versicherungen tätig.

Die Bankweigerte sich jedoch,
diese Nebeneinkünfte anzurech-
nen, undwandte bei der Berech-
nung strengeTragbarkeitsregeln
an.Wie von der Finanzmarktauf-
sicht (Finma) vorgegeben, rech-
nen Banken mit einem kalkula-
torischen Zinssatz von 5 Prozent,
den Eigenheimbesitzer finanzi-
ell tragen können müssen. Hin-
zu kommen 1 Prozent des Im-
mobilienwerts für Nebenkosten
sowie 1 Prozent für die Amorti-
sation der Hypothek.

Diese kalkulatorische Belas-
tung darfmaximal einDrittel des
Bruttoeinkommens ausmachen.
Um ihr Haus zu behalten, hätte
BeatriceH. ein Jahreseinkommen
vonmindestens 150’000Franken
nachweisen müssen. «Ich ver-
diente aber nur noch 110’000 bis
120’000 Franken», sagt sie.

Sie wandte sich an andere
Banken, doch alle lehnten es ab,
die Hypothek zu übernehmen.
Die Argumente waren stets die-
selben. Die Architektin erinnert
sich an den Druck ihrer Bank-
beraterin, die immer wieder be-
tonte: «Wir müssen die Vorga-
ben der Finma einhalten, und Sie
müssen ein ausreichendes Ein-
kommen vorweisen. Sonst kön-
nenwir die Hypothek nichtwei-
terführen.»

Diese Redaktion hat den Fall
einer Westschweizer Hypothe-
karspezialistinvorgelegt,die ano

nym bleiben möchte. «Bei einer
bestehenden Kundin, die ihre
Zinsen stets pünktlich gezahlt
hat,hättenwirdieHypotheküber
eine Ausnahmeregelung – eine
sogenannte Exception to Policy
(ETP) – erneuert», sagt sie. Solche
Ausnahmenhaben in den letzten
Jahren stark zugenommen. Die
Expertin bestätigt jedoch,dass sie
den Antrag bei einer Neukundin
abgelehnt hätte.

Markant sinkende Einkünfte
bei der Pensionierung
Ein Genfer Hypothekarexperte,
der ebenfalls anonym bleiben
will, erklärt die Hintergründe:
DerMarkt habe sich grundlegend
verändert. Eine Liegenschaft, die
im Jahr 2000 noch eine Million
Frankenwert gewesen sei, koste
heute oft das Dreifache. Gleich-
zeitig sei die durchschnittliche
Hypothekarschuld pro Haushalt
von 500’000 Franken auf über
eine Million gestiegen.

Heute erreichen viele Men-
schen das Rentenalter, die zwi-
schen 2010 und 2015 eine Immo-
bilie erworbenhaben.«Sie haben
für das Eigenkapital oft ihr ge-
samtes Guthaben aus der zwei-

ten Säule bezogen», erklärt der
Experte. Mit der Pensionierung
gehen die Einkünfte in der Re-
gel schlagartig zurück: «Oft blei-
bennurnochdieAHVund ein be-
scheidenerRest derPensionskas-
se übrig», hält er fest.

Der Experte zieht ein kla-
res Fazit: «Ein Verschuldungs-
grad, dermit einemErwerbsein-
kommen noch tragbar war, er-
füllt mit den Renteneinkünften
die Vorgaben nicht mehr – der
Kunde oder die Kundin gerät so
in eine theoretische Überschul-

dung beziehungsweise Untrag-
barkeit.» Banken prüfen die Dos-
siers ihrer Hypothekarnehmen-
den inzwischen bereits ab dem
50. Altersjahr, um eine finanzi-
elle Sackgasse beim Erreichen
des gesetzlichen Rentenalters
zu vermeiden. «Das Risiko von
Zwangsverkäufen wird zuneh-
men», warnt der Spezialist.

Finma-Regeln: UBS und
Raiffeisen nehmen Stellung
Die Grossbanken verweisen auf
die Finma-Richtlinien und ge-
ben Entwarnung.UBS-Spreche-
rin Anne-Caroline Dunphy er-
klärt die Vorgehensweise: «In
den seltenen Fällen, in denen die
Tragbarkeitsregeln bei derPensi-
onierung nicht eingehaltenwer-
den können, suchenwir gemein-
sammit unseren Kundinnen und
Kunden nach einer individuel-
len, an ihre Situation angepass-
ten Lösung.»

Ähnlich äussert sich Raiffei-
sen. Sprecherin Iris Leroy-Ga-
bella erklärt: «Raiffeisen Schweiz
ist kein Fall bekannt, bei dem
einHypothekarkredit einzig auf-
grund eines Einkommensrück-
gangs bei der Pensionierung hät-
te gekündigt werden müssen.»
Die zweitgrösste Hypothekar-
bank der Schweiz setzt auf Prä-
vention: «Um Kundinnen und
Kunden frühzeitig für ihre finan-
zielle Situation imRuhestand zu
sensibilisieren, prüft Raiffeisen
bereits ab dem 50.Altersjahr die
Tragbarkeit einer solchen Finan-
zierung fürdie Zeit nach derPen-
sionierung.»

Alexandre Uldry beobachtet
diese Entwicklung aufmerksam.
DerEigentümerderWestschwei-
zerTankstellenkette Jubin Frères,
die ein Netz von über 100 Tank-
stellen führt, baut zurzeit Seni-
orenwohnungen in der Roman-
die. Ermacht sich Sorgen um die
Babyboomer-Generationundbe-

zeichnet den Einkommensrück-
gang von 30 bis 40 Prozent bei
der Pensionierung als «Falle».
Im Hinblick auf die kommen-
den zehn Jahre, in denen in der
Schweiz mehr als 500’000 Per-
sonen pensioniert werden, sagt
er: «Zwangsverkäufe dürften sich
dann häufen.»

Immobilienmarkt unter
Druck: Droht Preiszerfall?
Sollten künftig immermehr Per-
sonen ihr Eigenheim zeitgleich
verkaufenmüssen,würdeder Im-
mobilienmarkt unterDruck gera-
ten.«Die Immobilienpreise könn-
ten um20 bis 30 Prozent fallen»,
befürchtet Uldry. Besonders ex-
poniert seien die grossen Agglo-
merationen, «weil dort die Dis-
krepanz zwischen Immobilien-
preisen und Löhnen besonders
ausgeprägt ist».Auch kritisiert er
das Schweizer Modell, weil hier-
zulande keinevollständige Rück-
zahlung der Hypothekarschuld
verlangtwird.Er rät dazu, bereits
ab dem55.Altersjahrverstärkt zu
amortisieren, um sich rechtzei-
tig abzusichern. Für Beatrice H.
kommt dieserRat jedoch zu spät.

DerVerkauf ihres Eigenheims
kommt die Architektin inzwi-
schen teuer zu stehen: Als Mie-
terin zahlt sie heute für die Mie-
temehr als früher für ihre Hypo-
thek. Siewies auch ihre Bank auf
diese Absurdität hin. Die Genfe-
rin hätte das Verfahren zwar auf
dem Rechtsweg über Jahre hin-
auszögern können, doch um sich
demDruck derBank nicht länger
auszusetzen, entschied sie sich
für den Verkauf. Der Abschied
von ihrem Haus, das voller Er-
innerungen an ihre Familie war,
fiel ihr extrem schwer.

Nicolas Pinguely

Aus dem Französischen
übersetzt von Yolanda Di Mambro

«Die Bank zeigte sich unerbittlich»:Wie die 64-jährige Beatrice H.
zum Verkauf ihres Hauses gezwungenwurde
Weniger Lohn vor Pensionierung Wegen 30 Prozent Lohneinbusse erfüllte eine Architektin die Tragbarkeitsregeln
nicht mehr – ein Schicksal, das vielen Hypothekarnehmenden ab 50 droht.

Strenge Finanzierungsregeln: Im Rentenalter können Eigenheimbesitzer unter Umständen ihre Hypothek nicht mehr tragen. Symbolfoto : Sabina Bobst

«Das Risiko von
Zwangsverkäufen
wird zunehmen.»

Genfer Hypothekarexperte

—Gerhard Pfister,
frühererMitte-Präsident

Er verpasste der CVP nicht nur
einen neuen Namen, sondern
dazu einen modernen Anstrich.
Eloquent vertratMitte-Präsident
Gerhard Pfister den neuen Kurs
in vielen Interviews und inMehr-
zweckhallen im ganzen Land.
Um die neue Mitte auf Kurs zu
bringen, führte Pfister straff und
zuweilen auch schroff.DerErfolg
bei den Wahlen 2023 gab ihm
recht, doch seit seinemRücktritt
fehlt es derPartei an einerPerson
mit ähnlicher Aussenwirkung.
Bütikofer sagt, Pfisters Nachfol-
ger Philipp Matthias Bregy sei
als Fraktionschef beliebt gewe-
sen, doch nun kämpfe er aus-
serhalb der Bundeshausmauern
um Sichtbarkeit und Einfluss in
den Kantonen. Schlagzeilenma-
che dieMitte zwar schon, einfach
nicht mit ihrem Präsidenten,
sondern aufgrund des konser-
vativen Pfads, den ihre Stände-
räte etwa in der Europadebatte
eingeschlagen hätten.

—Simon Stocker,
Alt-SP-Ständerat
Stockerwar nur kurz Schaffhau-
ser SP-Ständerat. Bütikofer er-
klärt: Er ist gescheitert an einem
postmodernen Familienmodell
– seine Partnerin und sein Kind
wohnten in Zürich, wo er sich
auch diemeiste Zeit aufhielt,was
ihn den Ständeratssitz kostete.

Und zwarvorallemaufgrundvon
gut organisiertem und vernetz-
tempolitischemGegenwind.Sein
vom Bundesgericht aberkannter
Sitz ging bei der Neuwahl an die
FDP. Für die SP ist das besonders
schmerzhaft,weil sie dadurch im
Ständerat noch stärkeranBedeu-
tungverloren hat.Nach demPar-
teiaustritt vonDaniel Jositschhält
die zweitgrösste Partei nun nur
noch sieben Sitze in der kleinen
Kammer.

Seit Pfisters
Rücktritt fehlt
es derMitte
an einer Person
mit ähnlicher
Aussenwirkung.

Die Finanzmarktaufsicht kritisiert Banken
für zu häufig gewährte Ausnahmen bei Hypotheken

Die Eidgenössische Finanzmarkt-
aufsicht (Finma) macht Druck.
«Die Unsicherheiten im Zusam-
menhang mit Immobilien und
Hypotheken zählen für den
Finanzplatz Schweiz nach wie vor
zu den grössten Risiken», warnte
die Finma im vergangenen Jahr.
Sie verwies dabei besonders auf
das Kreditausfallrisiko. Die Finma
wirft den Banken vor, bei Hypothe-
karkrediten zu viele Ausnahmen
(Exceptions to Policy, ETP) zu
gewähren. Das bedeutet, dass sie
weniger strenge Vergabekriterien

anwenden, als es die regulatori-
schen Richtlinien vorsehen.

Bei manchen Banken machen
diese Ausnahmeregelungen bis zu
40 Prozent der neu gewährten
Hypothekarkredite aus – womit die
Tragbarkeitsregeln nicht mehr
eingehalten werden. Diese Ban-
ken überschätzen die Tragbarkeit
ihrer Kundschaft gegenüber dem
kalkulatorischen Zinssatz von
5 Prozent; jenem Hypothekarzins,
den Eigenheimbesitzer und
-besitzerinnen finanziell tragen
können müssen. (red)


